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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Übereinkommen Nr. 17 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation vom 10. Juni 1925 
über die Entschädigung bei Betriebsunfällen 


nebst Begründung und Text des Übereinkommens in deutscher, 
englischer und französischer Sprache mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 


Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und der Bundes- 
minister des Auswärtigen. 

r^er Biindesrat hat i 
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129. öitzung am 1^. w^aludci i 7 j ^ 


gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 
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Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Übereinkommen Nr. 17 der Internationalen Arbeitsorganisation 
vom 10. Juni 1925 über die Entschädigung bei Betriebsunfällen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Genf am 10. Juni 1925 von der 
Allgemeinen Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation angenommenen Überein- 
kommen über die Entschädigung bei Betriebs- 
unfällen wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Das Übereinkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 3 

Der Zeitpunkt, an dem das Übereinkom- 
men gemäß seinem Artikel 13 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

Das Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 10. Juni 1925 über die 
Entschädigung bei Betriebsunfällen (Nr. 17) 
ist am 1. April 1927 in Kraft getreten. Nach 
dem Stande von 1. März 1954 war es von 
25 Staaten ratifiziert worden, darunter von 
Belgien, Frankreich, Luxemburg, den Nieder- 
landen, Spanien, Schweden und dem Vereinig- 
ten Königreich von Großbritanriien und 
Nordirland. Das Übereinkommen Nr. 17 
gehört zu denjenigen Übereinkommen, die 
vom Deutschen Reich nicht ratifiziert waren, 
deren Ratifizierung durch die Bundesrepublik 
Deutschland nach ihrer Aufnahme in die 
Internationale Arbeitsorganisation jedoch er- 
wünscht ist. 

Zu Art. 1 

Das Übereinkommen Nr. 17 über die Ent- 
schädigung bei Betriebsunfällen verpflichtet 
die ihm beitretenden Mitglieder der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, bei Betriebs- 
unfällen den Arbeitnehmern oder ihren Hin- 
terbliebenen eine Entschädigung zuzusichern, 
die mindestens den Bestimmungen des Über- 
einkommens entspricht (Art. 1). Danach gilt 
Insbesondere folgendes: 

Im Falle von Erwerbsunfähigkeit oder Tod 
ist die Entschädigung In Form einer Rente zu 
gewähren, die auch durch Zahlung einer Ab- 
findung abgelöst werden kann (Art. 5). Die 
Entschädigungsleistungen sollen bei Erwerbs- 
unfähigkeit spätestens am fünften Tage nach 
dem Unfall beginnen (Art. 6). Bei dem Be- 
dürfnis ständiger fremder Hilfe soll der 
Verletzte eine Zusatzentschädigung erhalten 
(Art. 7). Zur Überwachung und Nachprüfung 
der Entschädigung soll die Gesetzgebung die 
erforderlichen Maßnahmen vorsehen (Art. 8). 
Der Verletzte soll Anspruch auf ärztlichen 
Beistand, insbesondere auch auf die erforder- 
liche chirurgische Behandlung und Versor- 
gung mit Arzneien haben. 

Die daraus entstehenden Kosten sind von den 
Arbeitgebern, den Einrichtungen der Unfall- 
versicherung oder den Einrichtungen der 
Kranken- oder Invalidenversicherung zu tra- 
gen (Art. 9). Die Verletzten sollen Anspruch 
auf Ersatz oder Erneuerung beschädigter 
Körperersatzstücke und orthopädischer Be- 
helfe haben (Art. 10). Die Gesetzgebung soll 
die Zahlung der Entschädigung unter allen 


Umständen sicherstellen (Art. 11). Die Ge- 
setze und Verordnungen über die Entschädi- 
gung bei Betriebsunfällen sind nach dem 
Übereinkommen auf Arbeiter, Angestellte 
und Lehrlinge in öffentlichen und privaten 
Betrieben, Unternehmen und Anstalten jeder 
Art anzuwenden; ausgenommen sind Schiffs- 
leute, Fischer und diejenigen Personen, für die 
eine besondere, der in dem Übereinkommen 
vorgesehenen mindestens gleichwertige Rege- 
lung gilt (Art. 2 und 3). Für Gelegenheits- 
arbeiter, Heimarbeiter, Familienangehörige 
von Arbeitgebern und für Arbeitnehmer, die 
nicht Handarbeit verrichten und deren Ar- 
beitsverdienst einen bestimmten Mindest- 
betrag übersteigt, läßt das Übereinkommen 
abweichende Innerstaatliche Regelungen zu 
(Art. 2). 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Gesetzgebung entspricht diesen Nor- 
men in vollem Umfang. 

Nach § 558 Reichsversicherungsordnung 

(RVO) wird dem Verletzten als Leistung der 
Unfallversicherung gewährt: 

a) Krankenbehandlung, 

b) Berufsfürsorge, 

c) eine Rente oder Krankengeld, Tagegeld, 
Familiengeld für die Dauer der Erwerbs- 
unfähigkeit. 

Bei Tötung erhalten die Hinterbliebenen 
nach § 586 RVO ebenfalls eine B.ente, außer- 
dem ein Sterbegeld. 

Für die Entschädigungsleistungen sind im 
deutschen Unfallversicherungsrecht Karenz- 
tage nicht vorgesehen; die Leistungen begin- 
nen vielmehr mit dem Eintritt des Unfalls. 
Solange der Verletzte infolge des Unfalls so 
hilflos ist, daß er nicht ohne fremde Wartung 
und Pflege bestehen kann, ist ihm nach den 
§§ 558 b und 558 c RVO Pflege zu gewähren, 
und zwar entweder als Hauspflege oder durch 
Zahlung eines Pflegegeldes. Die Überwachung 
und Nachprüfung der Entschädigung erfolgt 
durch ein besonderes Feststellungsverfahren 
nach §§ 1545 ff. RVO, dem sich im Streit- 
fälle ein Gerichtsverfahren vor dem Gericht 
der Sozialgerichtsbarkelt anschließt. 

Der ärztliche Beistand einschließlich der er- 
forderlichen chirurgischen Behandlung und 
die Versorgung mit Arzneien sind durch 
§§ 558 a, 558 b und die dazu erlassenen Zu- 
satzbestimmungen geregelt. Die Kosten sind 
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von d^n Arbeitgebern zu tragen (§ 749 
RVO). Die Körperersatzstücke und die 
orthopädischen Behelfe sind gemäß § 558 
Abs. 2 und § 558 b Ziff. 2 in den Entschädi- 
gungsleistungen einbegriffen. Die Zählung 
der Entschädigung an die Verletzten oder 
ihre Hinterbliebenen erfolgt durch die Un- 
fallversicherungsträger. Sic sind Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts; werden sie un- 
fähig, ihre gesetzlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen, so werden sie auf Antrag aufgelöst, 
ihre Rechte und Pflichten gehen auf die 
Bundesrepublik über. 

Seit dem 1. Januar 1942 sind alle in einem 
Arbeits-, Dienst- oder Lehrverhältnis stehen- 
den Personen gegen Arbeitsunfälle versichert 
(§ 537 RVO). 

Zu Art. 2 

Der französisclie und der englische Text des 
Übereinkommens sowie die deutsche Über- 
setzung sind dem Entwurf als Anlagen bei- 
gefügt. Maßgebend sind nach Art. 19 des 
Übereinkommens der französische und der 
englische Text; die deutsche Übersetzung ist 
die offizielle Übersetzung des Internationalen 
Arbeitsamtes. 

Zu Art. 3 

Das Übereinkommen tritt nach seinem 
Art. 13 in Verbindung mit Art. 1 des Über- 


einkommens Nr. 80 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 9. Oktober 1946 mit 
dem Tage in Kraft, an dem die Ratifikation 
von dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes eingetragen worden ist. Dieser 
Zeitpunkt ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Zu Art. 4 

Das Unfallversicherungsrecht der Bundes- 
republik Deutschland ist durch das „Gesetz 
über Zulagen und Mindestleistungen in der 
gesetzlichen Unfallversicherung und zur 
Überleitung des Unfallversicherungsrechtes 
im Lande Berlin“ vom 29. April 1952 
(BGBl. I S. 253) und durch das „Gesetz zur 
Übernahme des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des Unfall- 
versicherungsrechtes im Lande Berlin“ vom 
10. Juli 1952 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin Nr. 51 vom 24. Juli 1952 S. 583 ff.) 
auf das Land Berlin erstreckt worden. Die 
Berlin-Klausel gibt die Möglichkeit, das vor- 
liegende Gesetz auch im Lande Berlin anzu- 
wenden. 

Zu Art. 5 

Diese Vorschrift beruht auf Art. 82 Abs. 2 GG. 
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(Übersetzung) 


Convention 17 

Convention 

concernant la reparation 
des accidents du travail*) 

La Conference generale de l'Organi- 
sation internationale du Travail, 

Cuiivoquee ä Geneve par le Conseil 
d'administration du Bureau inter- 
national du Travail, et s'y etant 
reunie le 19 mai 1925, en sa sep- 
tieme session, 

Apres dvüir decide d'adopter diver- 
ses propositions relatives ä la re- 
paration des accidents du travail, 
question comprise dans le premier 
point de l'ordre du jour de la 
Session, et 

Apres avoir decide que ces proposi- 
tions prendraient la forme d’une 
Convention internationale, 
adopte, ce dixieme jour de juin mil 
neuf Cent vingt-cinq, la convention ci- 
apres, qui sera denommee Convention 
sur la reparation des accidents du tra- 
vail, 1925, ä ratifier par les Membres 
de rOrganisätiuii iniernationaie du 
Travail conformement aux dispositions 
de la Constitution de l'Organisation 
internaUunale du Travail: 


Article 1 

Tout Membre de l'Organisation in- 
ternationale du Travail qui ratifie la 
presente convention s’engage ä assurer 
aux victimes d'accidents du travail, ou 
ä leurs ayants droit, des conditions de 
reparation au moins egales ä ceiles 
prevues par la presente convention. 


Article 2 

1. Les legislations et reglementations 
sur la reparation des accidents du tra- 
vail devront s’appliquer aux ouvriers, 
employes ou apprentis occupes par les 
entreprises, exploitations ou etablisse- 
ments de quelque nature qu'ils soient, 
publics ou prives, 

2. Toutefois, il appartiendra ä cha- 
que Membre de prevoir dans sa legis- 
lation nationale telles exceptions qu'il 
estimera necessaires en ce qui con- 
cerne; 


*) Dale ü’entrce en vigiieur : 1er aviil 1927. 


Convention 17 

Convention concerning 
Workmen's Compensation 
for Accidents*) 

The General Conference of the In- 
ternational Labour Organisation, 

Having been convened at Geneva 
by the Governing Body of the In- 
ternational Labour Office, and 
having met in its Seventh Session 
on 19 Mai 1925, and 
Having decided upon the adoption 
of ceitain proposals with regard 
to woikmen's compensation for ac- 
cidents, which is included in the 
first item of the agenda of the 
Session, and 

Having determined that these pro- 
posals shali take the form of an 
international Convention, 
adopts this tenth day of June of the 
year one thousand nine hundred and 
twenty-five the following Convention, 
whidi may be cited as the Workmen's 
Compensation (Accidents) Convention, 
1925, for ratification by the Members 
of the International Labour Organ- 
isation in accordance with the pro- 
visions of the Constitution of the In- 
ternational Labour Organisation : 


Article 1 

Each Member of the International 
Labour Organisation which ratifies this 
Convention undertakes to ensure that 
workmen who suffer personal injury 
due to an industrial accident, or their 
dependants, shall be compensated on 
teims at least equal to those provided 
by this Convention. 


Article 2 

1. The laws and regulations as to 
workmen's compensation shall apply 
to workmen, employees and appren- 
tices employed by any enterprise, 
undertaking or establishment of 
whatsoever nature, whether public or 
private. 

2. It shall nevertheless be open to 
any Member to make such exceptions 
in its national legislation as it deems 
necessary in respect of — 


*j Ddtc of Coming into force: 1 April 1927. 


Übereinkommen 17 

Übereinkommen 
über die Entschädigung 
bei Betriebsunfällen*) 

Die Allgemeine Konferenz der Inter- 
nationalen ArbeilbOiganisation, 
die vom Verwaltungsrate des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes nach Genf 
einberufen wurde und am 19. Mai 
1925 zu ihrer siebenten Tagung 
zusammengetreten ist, 
hat beschlossen, verschiedene An- 
träge anzunehm.en, betreffend ule 
Entschädigung bei Betriebsunfäl- 
len, eine Frage, die zum ersten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung 
gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge 
die Form eines internationalen 
Übereinkommens erhalten sollen. 
DieKonferenz nimmt heute, am 10. Juni 
1925, das folgende Übereinkommen an, 
zwecks Ratifikation durch die Mitglie- 
der der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, gemäß den Bestimmungen der 
Verfassung der Internationalen Ar- 
beitsorganisation. 


Artikel 1 

Jedes Mitglied der Internationalen 
Arbeitsorganisation, das dieses Über- 
einkommen ratifiziert, verpflichtet sich, 
Arbeitnehmern, die einen Betriebs- 
unfall erlitten haben, oder ihren Hin- 
terbliebenen eine mindestens den Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens 
entsprechende Entschädigung zu si- 
chern. 

Artikel 2 

1. Die Gesetze und Verordnungen 
über die Entschädigung bei Betriebs- 
unfällen sind anzuwenden auf Arbei- 
ter, Angestellte und Lehrlinge in 
öffentlichen und privaten Betrieben, 
Unternehmungen und Anstalten jeder 
Art. 

2. Es bleibt jedoch jedem Mitglied 
unbenommen, in seiner Gesetzgebung 
die etwa erforderlich erscheinenden 
Ausnahmen vorzusehen für 


*) Dieses Übereinkommen ist am 1. April 1927 
in Kraft getreten. 
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a) les personnes executant des tra- 
vaux occasionncls etrangers ä l'en- 
treprise de l'employeiir; 


b) les travailleurs ä domicile; 

c) les membres de la famillc de l'em- 
ployeur qui travaillent exclusive- 
ment pour le compte de celui-ci et 
qui vivent sous son toit; 

d) les travailleurs non manucls dont 
le gain depasse une limite qui peut 
etre fixee par la legislation natio- 
nale. 


A r t i cl e 3 

Ne sont pas vises par la presente 
Convention: 

1) les marins et pecheurs pour les- 
quels disposera une Convention ulte- 
rieure; 

2) les personnes beneficiant d'un re- 
gime special au moins equivalent ä 
celui prevu dans la presente Conven- 
tion. 


Arti de 4 

La presente Convention ne s'appli- 
quera pas ä l'agriculture pour laquelle 
reste en vigueur la Convention sur la 
reparation des accidents du travail 
dans l'agriculture, adoptee par la Con- 
ference internationale du Travail ä 
sa troisieme Session. 


Article 5 

Les indemnites dues en cas d'acci- 
dents suivis de deces ou en cas d'acci- 
dents ayant entraine une incapacite 
permanente seront payees ä la victime 
ou ä ses ayants ‘droit sous forme de 
rente. Toutefois, ces indemnites pour- 
ront etre payees en totalite ou en 
Partie sous forme de Capital lorsque 
la garantie d'un emploi judicieux sera 
fournie aiix autorites competentes. 


Article 6 

En cas d'incapacite, l'indemnite sera 
allouee au plus tard ä partir du cin- 
quieme jour apres l'accident, qu'elle 
soit due par l'employeur, par une Insti- 
tution d’assurance contre les accidents, 
ou par une Institution d'assurance 
contre la maladie.^ 


Article 7 

Un Supplement d'indemnisation sera 
alloue aux victimes d'accidents attein- 
tes d’incapacite necessitant l’assistance 
constante d'une autre personne. 

Article 8 

Les legislations nationales prevoie- 
ront les mesiires de contröle, ainsi que 
les methodes pour la revision des in- 
demnites, qui seront jugees necessai- 
res. 


(a) persons whose employment is of 
a casual nature and who are em- 
ployed otherwise than for the pur- 
pose of the employer's trade or 
business ; 

(b) out-workers ; 

(c) members of the employer's family 
who Work exclusively on his be- 
half and who live in his house; 

(d) non-manual workers whose re- 
muneration exceeds a limit to be 
determined by national laws or 
regulations. 


Article 3 

This Convention shall not apply to — 

(1) seamen and fishermeii for whom 
Provision shall be made by a later 
Convention ; 

(2) persons covered by some special 
sdieme, the terms of which are not less 
favourable than those of this Conven- 
tion. 


Article 4 

This Convention shall not apply to 
agriculture, in respect of whidi the 
Convention concerning workmen's 
compensation in agriculture adopted 
by the International Labour Confe- 
rence at its Third Session remains in 
force. 


Article 5 

The compensation payable to the 
injured workman, or this dependants, 
where permanent incapacity or death 
results from the injury, shall be paid 
in the form of periodical payments ; 
provided that it may be wholly or par- 
tially paid in a lump sum, if the com- 
petent authority is satisfied that it will 
be properly utilised. 


Article 6 

In case of incapacity, compensation 
shall be paid not later than as from 
the fifth day after the accident, 
whether it be payable bythe employer, 
the accident insurance Institution, or 
the sickness insurance institution con- 
cerned. 


Article 7 

In cases where the injury results in 
incapacity of such a nature that the 
injured workman must have the con- 
stant help of another person, additional 
compensation shall be provided. 

Article 8 

The national laws or regulations 
shall prescribe such measures of super- 
vision and methods of review as are 
deemed necessary. 


a) Personen, die zu gelegentlichen und 
dem Betriebszwecke fremden Arbei- 
ten verwendet werden; 


b) Llcimarbeiter; 

c) Familienangehörige des Arbeitge- 
bers, die ausschließlich für seine 
Rechnung arbeiten und in seinem 
Llaushalte leben; 

d) Arbeitnehmer, die nicht Handarbeit 
verrichten und deren Arbeitsver- 
dienst eine durch die Gesetzgebung 
etwa bestimmte Grenze übersteigt. 


Artikel 3 

Dieses Übereinkommen bezieht sich 
nidit auf 

1. Sdüffsleiite und Fischer, für die 
ein späteres Übereinkommen Vorsorge 
treffen soll; 

2. Personen, für die eine besondere 
der im vorliegenden Übereinkommen 
vorgesehenen mindestens gleichwertige 
Regelung vorliegt. 

Artikel 4 

Dieses Übereinkommen ist nicht an- 
wendbar auf die Landwirtschaft, für die 
das von der Internationalen Arbeits- 
konferenz auf ihrer dritten Tagung an- 
genommene Übereinkommen über die 
Entschädigung bei Betriebsunfällen in 
der Landwirtschaft in Kraft bleibt. 


Artikel 5 

Hat der Unfall dauernde Erwerbs- 
unfähigkeit oder den Tod zur Folge, 
so wird die Entschädigung dem ver- 
letzten Arbeitnehmer oder seinen Hin- 
terbliebenen in Form einer Rente ge- 
währt. Die Rente kann ganz oder teil- 
weise durch Zahlung einer Abfindung 
abgelöst werden, falls den zuständigen 
Behörden genügende Sicherheit für 
eine zweckmäßige Verwendung der 
Abfindungssumme geboten wird. 


Artikel 6 

Bei Erwerbsunfähigkeit beginnt die 
Entschädigungsleistung spätestens am 
fünften Tage nach dem Unfälle, gleich- 
viel, ob der Arbeitgeber, eine Einrich- 
tung der Unfallversicherung oder eine 
solche der Krankenversicherung zur 
Leistung verpflichtet ist. 


Artikel 7 

Hat der Unfall eine soldie Erwerbs- 
unfähigkeit zur Folge, daß der ver- 
letzte Arbeitnehmer ständig fremder 
Hilfe bedarf, so ist eine Zusatzentschä- 
digung zu gewähren. 

Artikel 8 

Die Gesetzgebung sieht die zur Über- 
wachung sowie die zur Nachprüfung 
der Entschädigung erforderlichen Maß- 
nahmen vor. 
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Article 9 

Les victimes d'accidents du travail 
auront droit ä l'assistance medicale et 
ä teile assistance chirurgicale et phar- 
maceutique qui serait reconnue neces- 
saire par suite de ces accidents. Cette 
assistance medicale sera ä la Charge 
soit de l'employeur, soit des institu- 
tions d'assurance contre les acci- 
dents, soit des institutions d'assurance 
contre la maladie ou l'invalidite. 


Article 10 

1. Les victimes d'accidents du tra- 
vail auiont droit ä la fourniture et au 
renouvellement normal, par l'em- 
ployeur ou l'assureur, des appareils de 
prothese et d orthopedie dont l’usage 
sera reconnu necessaire. Toutefois, les 
legislations nationales pourront ad- 
mettre ä titre exceptionnel le rem- 
placement de la fourniture et du re- 
nouvellement des appareils par l'attri- 
bution ä la victime de l'accident d'une 
indemnitc supplemcntaire determinee 
au moment de la fixation ou de la re- 
vision du montant de la reparation et 
representant le coüt probable de la 
fourniture et du renouvellement de ces 
appareils. 

2. Les legislations nationales pre- 
voieront, en ce qui concerne le re- 
nouvellement des appareils, les mesu- 
res de contröle necessaires, soit poiir 
eviter les abus, soit pour garantir l af- 
fectation des indemnites supplemcn- 
taires. 


Article 11 

Les legislations nationales contien- 
dront des dispositions qui, tenant 
compte des conditions particuliercs de 

r-Viarrnci ccsrrkV>t Io mionv poriro- 

priees pour assurer en tout etat de 
cause le paiement de la reparation aux 
victimes des accidents et a leurs ayants 
droit et pour les garatitir contre l'in- 
solvabilite de Temployeur ou de l'as- 
sureur. 


Article 12 

Les ratifications officielles de la pre- 
sente Convention dans les conditions 
etablies par la Constitution de l'Or- 
ganisation internationale du Travail 
seront communiquees au Directeur ge- 
neral du Bureau international du Tra- 
vail et par lui enregistrees. 


Article 13 

1. La presente convention entrera 
en vigueur des que les ratifications 
de deux Membres de l'Organisation 
internationale du Travail auront ete 
enregistrees par le Directeur general, 

2. Elle ne Hera que les Membres 
dont la ratification aura ete enregistree 
au Bureau international du Travail. 

3. Par la suite, cette convention 
entrera en vigueur pour chaque Mem- 
bre ä la date oü sa ratification aura 
ete enregistree au Bureau international 
du Travail. 


Article 9 

Injured workmen shall be entitled 
to medical aid and to such surgical and 
pharmaceutical aid as is recognised 
to be necessary in consequence of ac- 
cidents. The cost of such aid shall be 
dcfrayed either by the employer, by 
accident Insurance institutions, or by 
sickness or invalidity Insurance insti- 
tutions. 


Article 10 

1. Injured workmen shall be en- 
titled to the supply and normal renew- 
al, by the employer or insurcr, of such 
artificial limbs and surgical appliances 
as are recognised to be necessary : 
provided that national laws or regu- 
lations may allow in exceptional 
circumstances the supply and renewal 
of siidi artificial limbs and appliances 
to be replaced by the award to the 
injured workman of a sum representing 
the probable cost of Ihe supply and 
renewal of such appliances, this sum 
to be decided at the time when the 
amount of compensation is settled or 
revised. 

2. National laws or regulations shall 
provide for such supervisory measures 
as are necessary, either to prevent 
abuses in connection with the renewal 
of appliances, or to ensurc that the 
additional compensation is utilised for 
this purposc. 


Article 11 

The national laws or regulations 
shall make siidi provision as, having 
regard to national circumstances, is 
dppiried most suitable for ensiiring in 
all circumstances, in the event of the 
insolvency of the employer or insurer, 
the payment of compensation to work- 
men who suffer personal injury due 
to industrial accidents, or, in case of 
death, to their dependants. 


Article 12 

The formal ratifications of this Con- 
vention, under the conditions set forth 
in the Constitution of the International 
Labour Organisation, shall be com- 
municated to the Director-General of 
the International Labour Office for 
registration. 


Article 13 

1. This Convention shall come into 
force at the date on which the ratifi- 
cations of two Members of the Inter- 
national Labour Organisation have 
been registered by the Director- 
General. 

2. It shall be binding only upon 
those Members whose ratifications 
have been registered with the Inter- 
national Labour Office. 

3. Thereafter, the Convention shall 
come into force for any Member at the 
date on whidi is ratification has been 
registered with the International La- 
bour Office. 


Artikel 9 

Die verletzten Arbeitnehmer haben 
Anspruch auf ärztlichen Beistand und 
auf die infolge des Unfalles erforder- 
liche diirurgischc Behandlung und Ver- 
sorgung mit Arznei. Die daraus er- 
wachsenden Kosten sind von dem Ar- 
beitgeber, den Einrichtungen der Un- 
fallversicherung oder den Einrichtun- 
gen der Kranken- oder Invalidenver- 
sicherung zu tragen. 


Artikel 10 

1, Verletzte Arbeitnehmer haben 
gegenüber dem Arbeitgeber oder dem 
Träger der Versicherung Anspruch auf 
Lieferung und ordnungsmäßige Er- 
neuerung der benötigten Körperersatz- 
stücke und orthopädischen Behelfe. 
Die Gesetzgebung kann in Ausnahme- 
fällen an Stelle der Lieferung und Er- 
neuerung der Körperersatzstücke und 
orthopädischen Behelfe die Gewährung 
einer Zusatzentschädigung zulassen ; 
diese ist bei der Festsetzung oder 
Nachprüfung der Entschädigung, und 
zwar mit dem wahrscheinlichen Betrage 
der Anschaffungs- und Erneuerungs- 
kosten der Körperersatzstücke und* or- 
thopädischen Behelfe zu bemessen. 

2. Die Gesetzgebung soll die not- 
wendigen Vorkehrungen treffen, damit 
Mißbräuche bei der Erneuerung von 
Ersatzstücken und Behelfen vermieden 
und die Zusatzeiilsdiädigungen ihrem 
Zweck entsprechend verwendet wer- 
den. 


Artikel 11 

Die Gesetzgebung hat, unter Berück- 
sichtigung der besonderen Verhältnisse 
des einzelnen Landes, geeignete Vor- 
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allen Umständen namentlich auch bei 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers 
öder des Versicherungsträgers die 
Zahlung der Entschädigung an die ver- 
letzten Arbeitnehmer oder ihre Hin- 
terbliebenen sichergestellt wird. 

Artikel 12 

Die förmlichen Ratifikationen dieses 
Übereinkommens sind gemäß den Be- 
stimmungen der Verfassung der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation dem 
Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzu- 
teilen. 


Artikel 13 

1. Dieses Übereinkommen tritt in 
Kraft, sobald die Ratifikationen zweier 
Mitglieder der Internationalen Arbeits- 
organisation durch den Generaldirek- 
tor eingetragen worden sind. 

2. Es bindet nur diejenigen Mitglie- 
der, deren Ratifikation beim Inter- 
nationalen Arbeitsamt eingetragen ist. 

3. In der Folge tritt dieses Überein- 
kommen für jedes andere Mitglied 
mit dem Tag in Kraft, an dem seine 
Ratifikation beim Internationalen Ar- 
beitsamt eingetragen worden ist. 
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Article 14 


Article 14 


Artikel 14 


Aussitöt que les ratifications de deux 
Membres de l'Organisation internatio- 
nale du Travail auront ete enregistrees 
au Bureau international du Travail, le 
Directeur general du Bureau inter- 
national du Travail notifiera ce fait ä 
tous les Membres de l’Organisation 
internationale du Travail. II leur noti- 
fiera egalement l'enregistrement des 
ratifications qui lui seront ulterieure- 
ment communiquees par tous autres 
Membres de l’Organisation. 

Article 15 

Sous reserve des dispositions de l’ar- 
ticle 13, tout Membre qui ratifie la 
presente Convention s’engage ä appli- 
quer les dispositions des articles 1, 2, 
3, 4; 5, 6, 7, 8, 9, 10 et 11 au plus tard 
Ic 1er janvier 1927 et ä prendre telles 
mesures qui seront necessaires pour 
rendre effectives ces dispositions. 

Article 16 

Tont Membre de l’Organisation in- 
ternationale du Travail qui ratifie la 
presente convention s’engage ä l’ap- 
pliquer ä ses colonies, possessions ou 
protectorats, conformement aux dispo- 
sitions de l’article 35 de la Constitution 
de l'Organisation internationale du 
Travail. 


Article 17 

Tont Membre ayant ratifie la pre- 
sente convention peut la denoncer, ä 
l'expiration d'une periode de cinq 
annees apres la date de la mise en 
vigueur initiale de la convention, par 
im acte communique au Directeur ge- 
neral du Bureau international du Tra- 
vail et par lui enregistre. La denoncia- 
tion ne prendra effet qu’une annee 
apres avoir ete enregistree au Bureau 
international du Travail. 


Article 18 

Le Conseil d’administration du 
Bureau international du Travail devra, 
an moins une fois tous les dix ans, 
presenter ä la Conference generale un 
rapport sur l'application de la presente 
convention et decidera s’il y a lieu 
d'inscrire ä l’ordre du jour de la Con- 
ference la question de la revision ou 
de la modification de ladite conven- 
tion. 

Article 19 

Les textes frangais et anglais de la 
presente convention feront foi Lun et 
l’autrc. 


As soon as the ratifications of two 
Members of the International Labour 
Organisation have been registered 
with the International Labour Office, 
the Director-General of the Inter- 
national Labour Office shall so notify 
all the Members of the International 
Labour Organisation. He shall likewise 
notify them of the registration of rati- 
fications which may be communicated 
subsequently by other Members of the 
Organisation. 


Article 15 

Subject to the provisions of Ar- 
ticle 13, each Member which ratifies 
this Convention agrees to bring the 
provisions of Articles 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 
8, 9, 10 and 11 into Operation not later 
than 1 January 1927 and to take such 
action as may be necessary to make 
these provisions effective. 


Article 16 

Each Member of the International 
Labour Organisation which ratifies this 
Convention engages to apply it to its 
colonies, possessions and protector- 
ates, in accordance with the provisions 
of Article 35 of the Constitution of the 
International Labour Organisation. 


Article 17 

A Member which has ratified this 
Convention may denounce it after the 
expiration of five years from the date 
on which the Convention first comes. 
into force, by an act communicated 
to the Director-General of the Inter- 
national Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not take effect 
until One year after the date on which 
it is registered with the International 
Labour Office. 


Article 18 

At least nnce in ten years, the Gov- 
erning Body of the International 
Labour Office shall present to the Ge- 
neral Conference a report on the 
working of this Convention and shall 
consider the desirability of placing on 
the agenda of the Conference the 
question of its revision or modification. 


Article 19 

The French and English texts of this 
Convention shall both be authentic. 


Sobald die Ratifikationen zweier 
Mitglieder der Internationalen Arbeits- 
organisation beim Internationalen Ar- 
beitsamt eingetragen sind, teilt der 
Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitamtes dies sämtlichen Mit- 
gliedern der Internationalen Arbeits- 
organisation mit. Auch gibt er ihnen 
Kenntnis von der Eintragung der Rati- 
fikationen, die ihm später von anderen 
Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

Artikel 15 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Artikels 13 verpflichtet sich jedes Mit- 
glied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, die Bestimmungen der Artikel 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, iO und 11 späte- 
stens am 1. Januar 1927 in Geltung zu 
setzen und die zu ihrer Durchführung 
nötigen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 16 

Jedes Mitglied der Internationalen 
Arbeitsorganisation, das dieses Über- 
einkommen ratifiziert, verpflichtet sich, 
es in seinen Kolonien, Besitzungen 
und Protektoraten gemäß den Bestim- 
mungen des Artikels 35 der Verfas- 
sung der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation anzuwenden. 


Artikel 17 

Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert hat, kann es nach 
Ablauf von fünf Jahren, gerechnet von 
dem Tag, an dem es zum ersten Mal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an 
den Generaldirektor des Internationa- 
len Arbeitsamtes kündigen. Die Kün- 
digung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach 
der Eintragung beim Internationalen 
Arbeitsamt ein. 


Artikel 18 

Der Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes hat mindestens 
alle zehn Jahre einmal der Allgemei- 
nen Konferenz einen Bericht über die 
Durchführung dieses Übereinkommens 
zu erstatten und darüber zu entschei- 
den, ob seine Durchsicht oder Abände- 
rung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 


Artikel 19 

Der französische und der englische 
Wortlaut dieses Übereinkommens sind 
in gleicher Weise maßgebend. 
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